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Aktuell

Die Herausforderungen in der Langzeitpflege erfordern eine 
 substanzielle Umsetzung der Pflegeinitiative. Die Vorschläge des 
Bundesrats zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen genügen 
nicht. Das sagen Artiset­Geschäftsführer Daniel Höchli und   
Markus Leser, Senior Consultant von Curaviva*. Mit einem  
Förderprogramm nehmen sie Bund, Kantone und Leistungs­
erbringer in die Pflicht.

Interview: Elisabeth Seifert

«Alle Akteure müssen  
ihre Verantwortung 

 übernehmen»

Der Bundesrat präsentierte Ende 

Januar Vorschläge zur Umset-

zung des zweiten Pakets zur 

Pflegeinitiative, bei dem es um die 

Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen geht. Ihr erster  Eindruck?

Markus Leser: All die vielen Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen werden nicht zu einer echten 
Lösung führen. Der Bundesrat stellt 
sich nämlich auf den Standpunkt, die 
Umsetzung der Initiative darf den 
Bund nichts kosten. Er schiebt damit 
die ganze Verantwortung anderen Ak-
teuren zu. Statt die Branche zu entlas-
ten, wird man sie damit immer noch 
mehr belasten.

Bessere Dienstpläne, Lohnzu-

schläge für kurzzeitige Arbeits-

zeiteinsätze, ein optimaler Skill-

Grade-Mix – dagegen lässt sich 

eigentlich nichts einwenden?

Daniel Höchli: Wer den Massnah-
menkatalog studiert, muss zum Schluss 
kommen, dass das oberste Primat dar-
in besteht, für den Bund keine Kosten 
entstehen zu lassen. Es scheint, dass die 
Verwaltung den Auftrag erhalten hat, 
im Rahmen dieser Maxime Massnah-
men zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen zu suchen. Das Resultat ist 
ein minimaler Beitrag zur Bewältigung 
der grossen Herausforderung, die auf 
uns zukommt. Vor allem aber fehlt im 
Paket des Bundesrats vollständig eine 
Analyse dieser Herausforderung. Nur 
aufgrund einer solchen Analyse kön-
nen wir aber die Probleme angehen 
und Massnahmen definieren, die wirk­
lich etwas bringen. 

Als wie gross beurteilen Sie das 

Problem des Fachkräftemangels? 

Höchli: Wir haben drei Faktoren, die 
den Fachkräftemangel im Pflegebe­

reich stark befeuern werden. Erstens: 
Der Bedarf wird aufgrund der Demo­
grafie bis 2040 um mehr als 50 Pro­
zent steigen, wie ein Bericht des Ge­
sundheitsobservatoriums letztes Jahr 
aufgezeigt hat. Zweitens: In den 
nächsten zwei Jahrzehnten werden 
mehr Menschen in Pension  gehen, als 
junge Arbeitskräfte nachkommen. 

Die Details zum Vor-
schlag des Förderpro-
gramms von Artiset und 
Curaviva finden Sie 
hier: 
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Drittens: Bei der Pflege handelt es sich 
um eine Branche, bei der sich nur sehr 
begrenzt mit Rationalisierungen Per-
sonal einsparen lässt. 

Um den erforderlichen Bedarf an 

Pflegenden zu stemmen, braucht 

es mehr als nur Pflästerlipolitik?

Leser: Es braucht ein Umdenken in der 
Gesellschaft. Die Gesellschaft muss 
den Wert der Pflege, vor allem der 
Langzeitpflege, erkennen. Wir müssen 
die Gesellschaft wachrütteln. Das Sys-
tem Politik hinkt der Gesellschaft hin-
terher. Wir müssen also zuerst die Ge-
sellschaft bewegen, erst dann wird sich 
die Politik auf den Ebenen Bund, Kan-
ton und Gemeinde bewegen.
Höchli: Eine solche Sensibilisierung 
der Gesellschaft erachte auch ich für 
sehr wichtig. Wir reden über das feh-

lende Personal, schliesslich geht es aber 
darum, dass wir den vielen Menschen, 
die in den kommenden Jahrzenten auf 
Pflege und Betreuung angewiesen sein 
werden, ein Leben in Würde ermögli-
chen. Die Herausforderung besteht 
darin, dass wir für diese Menschen ei-
nen Rahmen schaffen, sodass es nicht 

Schritt für Schritt für Teile der Bevöl-
kerung zu einer gewissen Verelendung 
kommt.
Leser: Um diesen Rahmen zu schaffen, 
müssen wir auch über die engen Gren-
zen des KVG hinausdenken. Das KVG 
fokussiert ja einzig auf die medizini-
sche Versorgung. Damit hochbetagte 
Menschen in Würde leben können, 
braucht es aber mehr als die rein medi-
zinische Versorgung. Um zum Beispiel 
der Einsamkeit entgegenzuwirken, 
sind auch Strukturen in den Bereichen 
Begleitung und Betreuung gefragt.
Höchli: Wir stehen vor einer umfas-
senden gesellschaftlichen Herausforde-
rung. Vonseiten der Föderation Artiset 
und der Branchenverbände propa-
gieren wir schon länger den Sozialraum-
ansatz: Wir können die Unterstüt-
zungsaufgaben nicht einfach an 
Professionelle delegieren. Wir haben 
schlicht die Ressourcen nicht dafür. Es 
braucht das Mitwirken von Angehöri-
gen und von Freiwilligen.

Diese umfassenden Herausforde-

rungen lassen sich allerdings mit 

der Pflegeinitiative respektive 

dem neuen Verfassungsartikel  

allein nicht lösen?

Höchli: Es handelt sich um eine gesell-
schaftliche Frage, die über die Möglich-
keit der gesetzlichen Regulierung hin-
ausgeht. Die Pflegeinitiative kann aber 
im Bereich des erforderlichen Pflegeper-
sonals einen Beitrag leisten, aber eben 
nur dann, wenn sie substanziell umge-
setzt wird. Neben der Ausbildungsof-
fensive, die ja bereits beschlossen ist, 
müssen wir unbedingt sicherstellen, 
dass wir das ausgebildete Personal mit 

Aktuell

«Ähnlich wie bei der Ausbildungs-
offensive könnte der Bund über einen 
bestimmten Zeitraum hinweg einen 
 Beitrag zur Verbesserung der 
Arbeitsbedin gungen sprechen.»

Daniel Höchli

Artiset-Geschäftsführer Daniel Höchli engagiert sich für eine Anschubfinanzierung

Fotos: esf
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entsprechend guten Anstellungsbedin-
gungen halten können. Andernfalls wer-
den die Bemühungen der Ausbildungs-
offensive rasch verpuffen.

Die vom Bundesrat vorgeschla-

genen Massnahmen stellen aus 

Ihrer Sicht keine substanzielle 

Umsetzung der Pflegeinitiative 

dar – was braucht es?

Höchli: Anstellungsbedingungen las-
sen sich ohne mehr Geld nicht verbes-
sern. Es braucht mehr Geld, auch 
wenn mehr Geld allein noch keine 
Garantie dafür ist, dass die Arbeitsbe-
dingungen verbessert werden. Vor dem 
Hintergrund wachsender Gesundheits-
kosten haben die Akteure aber immer 
schnell das Gefühl, die anderen seien 
zuständig. Der Bundesrat stellt sich auf 
den Standpunkt, für die Finanzierung 
sei er nicht zuständig, und er versucht 
die Finanzierungsverantwortung voll-
ständig auf die Restfinanzierer abzuwäl­
zen, die Kantone und Gemeinden. 
Leser: Die Bereitschaft der Akteure, 
zusammenzuarbeiten, ist an einem 
kleinen Ort. Ob Bund, Kantone oder 
Leistungserbringer: Sie alle halten sich 
bei auftretenden Problemen schnell 
einmal für nicht zuständig und schie­
ben die Verantwortung von sich weg. 
Es sind immer die anderen, die etwas 
unternehmen sollen oder zahlen müs­
sen. Es braucht von allen Seiten die 
Bereitschaft, gemeinsam zu gestalten. 
Verschiedene Kantone ergreifen jetzt 
die Initiative. St. Gallen zum Beispiel 
arbeitet an einem Konzept zur Integ­
rierten Versorgung.
Höchli: Auch aus anderen Regionen 
und Kantonen gibt es entsprechende 
Beispiele. Der Kanton Tessin etwa hat 
eine Gesamtplanung im Bereich der 
ambulanten und stationären Langzeit­
pflege erarbeitet. 

Die Hauptverantwortung bei  

der Gesundheitsversorgung  

liegt allerdings auch tatsächlich 

bei den Kantonen. 

Höchli: Das stimmt grundsätzlich. In 
der Verfassung heisst es seit der An­
nahme der Pflegeinitiative indes deut­
lich: Bund und Kantone sorgen für 

MARKUS LESER IST NEU  

SENIOR CONSULTANT

Per 1. Februar 2023 hat Markus Leser, 
bisheriger Geschäftsführer des Bran-
chenverbands Curaviva, das operative 
Management von Curaviva auf eige-
nen Wunsch an seine bisherige Stell-
vertreterin Anna Jörger übergeben. 
Anna Jörger übernimmt die Geschäfts-
führung ad interim. Markus Leser wird 
bis zu seiner Pensionierung als Senior 
Consultant für Curaviva tätig sein. In 
dieser Funktion könne er, wie er betont, 
seine Expertise optimal nutzen, um die 
fachlichen Kernthemen von Curaviva 
voranzutreiben. Ausserdem wird er die 
Branchenanliegen in Absprache mit 
den Verbandsverantwortlichen gegen-
über Öffentlichkeit und Behörden ver-
treten.

Senior Consultant Markus Leser fordert ein Umdenken in der Gesellschaft. 

eine ausreichende und allen zugängli­
che Pflege von hoher Qualität. Auch 
liegt die Kompetenz zur Regelung der 
Pflegefinanzierung im KVG beim 
Bund. Wenn man die finanzielle Ver­
antwortung einzig den Kantonen und 
Gemeinden überlässt, besteht keine 
Verbindlichkeit, wirklich etwas zu un­
ternehmen. Einige Kantone werden 
die Restfinanzierung erhöhen, andere 
nicht. Genau hier setzt unser Vor­
schlag ein: Wir möchten eine Verbind­
lichkeit schaffen, was nur möglich ist, 
wenn alle mitziehen. Alle Akteure 
müssen ihre Verantwortung wahrneh-
men, Bund, Kantone und Leistungs-
erbringer.
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Mit Ihrem Vorschlag einer 

Anschub finanzierung durch den 

Bund möchten Sie bewirken, 

dass alle Akteure am gleichen 

Strick ziehen. Wie soll dies 

 gelingen? 

Höchli: Ähnlich wie bei der Ausbil-
dungsoffensive könnte der Bund über 
einen bestimmten Zeitraum hinweg 
einen Beitrag zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen sprechen. Der Bund 
würde damit einen Anreiz für die Kan-
tone und Gemeinden schaffen, mitzu-
ziehen. So müssten die Kantone ihrer-
seits ebenfalls Geld auf den Tisch legen. 
Und so wie bei der Ausbildungsoffen-
sive müssten auch hier die Betriebe ins 
Boot geholten werden, indem sie ver-
pflichtet werden, bestimmte Massnah-
men zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen umzusetzen. Wir schlagen 
hierfür verschiedene Modelle vor. Eine 
möglichst einfache Wirkungsmessung 
soll dann überprüfen, ob die Massnah-
men etwas bringen.

Und wenn die Anschubfinanzie-

rung ausläuft: Wer soll dann die 

Finanzierung besserer Anstel-

lungsbedingungen übernehmen?

Höchli: Während der Laufzeit des Pro-
gramms erarbeiten wir objektive Daten 
dafür, welche Massnahmen wirklich 
dazu beitragen, dass die Pflegenden län-
ger im Beruf gehalten werden können. 
In der Folge geht es dann darum, sowohl 
die OKP-Beiträge als auch die Restfi­
nanzierung um die dafür nötigen Bei­
träge zu erhöhen. Wichtig ist, dass beide, 

sowohl die Krankenversicherer als auch 
die Kantone, ihren Teil beitragen. 

Neben Bund und Kantonen  

sehen Sie auch die Leistungs- 

erbringer in der Pflicht?

Leser: Ohne mehr Geld vonseiten des 
Bundes und der Kantone werden wir 
die grossen künftigen Herausforderun­
gen nicht meistern. Andererseits müs­
sen wir aber den Blick auch auf unsere 
Branche selbst richten. Es gibt Heime, 
die von sich sagen, keine Personalpro­
bleme zu haben. Auch unter den aktu­
ellen Rahmenbedingungen haben die 
Arbeitgebenden die Möglichkeit und 
die Verantwortung, für möglichst gute 
Bedingungen zu sorgen.

 
Woran denken Sie?

Leser: Es geht zum Beispiel um eine 
gute Arbeitskultur. Die Heimleitung 
trägt hierfür eine grosse Verantwor­
tung. Schon vor zehn Jahren hat der 
Branchenverband Curaviva zudem 
eine Broschüre mit Massnahmen zu­
sammengestellt, die jeder Betrieb um­
setzen kann. Zentral ist auch eine auf 
die Zukunft ausgerichtete Strategie des 
ganzen Betriebs. Modern geführte Be­
triebe können Personal besser gewin­
nen und halten. 
Höchli: Wir haben in der Branche 
Hausaufgaben zu bewältigen, was die 
Arbeitskultur oder die Arbeitsorganisa­
tion betrifft. Das Problem des Perso-
nalmangels haben wir damit aber noch 
nicht gelöst. Die Leute wechseln näm-
lich nicht einfach den Arbeitgeber, son-

dern sie steigen ganz aus der Branche 
aus; wegen einer zu hohen Belastung 
zum Beispiel, oder zu wenig Erholung. 
Wenn man diese Parameter verändern 
will, dann braucht es mehr Geld. 

Versicherer und Kantone zu höhe-

ren Beiträgen in der Regelfinan-

zierung zu bewegen, wird eine  

riesige Herausforderung sein? 

Leser: Wenn wir nichts machen, dann 
werden viele Heime künftig gezwun-
gen sein, Betten zu reduzieren. Was 
aber geschieht dann mit den vielen 
hochbetagten Menschen, die auf eine 
professionelle Pflege und Betreuung 
angewiesen sind?
Höchli: Es wird dann gelingen, wenn 
die Überzeugung wächst, dass wir 
wirklich etwas machen müssen. Es ge-
lingt nicht, wenn die Verhinderung des 
Prämienwachstums das oberste Primat 
ist. Aufgrund der Demografie werden 
wir in der Langzeitpflege künftig ein 
Mengenwachstum haben. Wir dürfen 
die alten Menschen nicht zu Geiseln 
der Überzeugung machen, dass die Ge­
sundheitskosten in diesem Bereich 
nicht steigen dürfen. 

*  Daniel Höchli ist Geschäftsführer der 

Föderation Artiset mit ihren Branchenver-

bänden Curaviva, Insos und Youvita. 

*  Markus Leser ist Senior Consultant des 

Branchenverbands Curaviva.

AUCH IM SOZIALBEREICH EIN THEMA

Artiset plädiert dafür, das Förderprogramm (siehe Interview) auch auf 

Dienstleister im Sozialbereich auszudehnen. «Auch bei der Langzeitbe-

treuung und -begleitung stellt sich die Frage nach einer angemessenen 

Abgeltung von Leistungen und von anforderungsgerechten Arbeitsbe-

dingungen immer dringlicher», heisst es in einer Mitteilung. Und: «Aus 

der aktuell schwierigen Situation im Pflegebereich können jetzt die not-

wendigen Lehren gezogen werden, um eine ähnliche Entwicklung im 

Sozialbereich zu vermeiden.» Ohne Korrekturmassnahmen werde sich 

der Fachkräftemangel auch im Sozialbereich weiter akzen tuieren. Umso 

mehr als  Pflege und Betreuung sich als Teile einer ganzheitlich, bedürf-

nisorientierten Gesundheitsversorgung nicht mehr länger trennscharf 

unterscheiden lassen.

Die Vorschläge des 

Bundesrats zur Um-

setzung des zweiten 

Pakets der Pflegeini-

tiative finden Sie hier: 


